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§1 Name und Sitz 
(1) Der Verein trägt den Namen ADHS 

Deutschland e.V. (kurz ADHS DE) 
(2) Der Sitz des Vereins ist Berlin und ist im 

Vereinsregister eingetragen. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§2 Zweck des Vereins 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige Ziele im Sin-
ne der Abschnitte „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung in der je-
weils gültigen Fassung. 

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung 
von Kindern, Jugendlichen und Erwach-
senen mit Aufmerksamkeits-, Hyperakti-
vitäts- und assoziierten Störungen und 
damit die Förderung der öffentlichen 
Gesundheitspflege. 

(3) Der Vereinszweck wird verwirklicht 
durch die Information von Betroffenen, 
deren Angehörigen, beteiligten Berufs-
gruppen und der interessierten Öffent-
lichkeit über Störungsbild, -verlauf und 
Therapiemöglichkeiten.  

(4) Der Vereinszweck wird ferner realisiert 
durch die Zusammenarbeit mit Fachl-
personen sowie mit Verbänden gleicher 
oder ähnlicher Ausrichtung. 

(5) Der Verein orientiert sich am Erkennt-
nisstand der Wissenschaft, Forschung 
und einschlägigen klinischen Praxis. 
Grundlagen für die Aufklärungsarbeit 
sind wissenschaftliche Erkenntnisse. 

(6) Der Verein setzt sich dafür ein, dass die 
Erfahrungen der Betroffenen und ihrer 
Angehörigen beachtet und diskutiert 
werden. Ziel ist eine sachgerechte In-
formation sowie die Initiierung von For-
schung, um diese Erfahrungen zu prüfen 
und zu evaluieren. 

(7) Der Verein fördert und unterstützt die 
Bildung und Unterhaltung von rechtlich 
unselbständigen Selbsthilfegruppen 
(Regionalgruppen) in Städten und Ge-
meinden sowie von rechtlich unselb-
ständigen Landesgruppen. 

(8) Der Verein arbeitet aus humanitärer 
Verantwortung und ohne weltanschauli-
che und parteipolitische Bindungen. 

§3 Selbstlosigkeit 
(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt 

auch nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke. 

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für sat-
zungsgemäße Zwecke verwendet wer-
den. 

(3) Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigen-
schaft als Mitglied keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Vereins. Dasselbe gilt 
beim Ausscheiden der Mitglieder oder 
bei Auflösung bzw. Aufhebung des Ver-
eins. 

(4) Der Verein darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind, oder durch unverhältnismä-
ßig hohe Vergütung begünstigen. 

§4 Mitgliedschaft 
(1) Mitglieder können voll geschäftsfähige, 

natürliche und juristische Personen sein. 
Die Mitglieder sind entweder ordentliche 
Mitglieder, Fördermitglieder oder Eh-
renmitglieder. 

(2) Ordentliche Mitglieder werden auf 
schriftlichen Antrag hin vom geschäfts-
führenden Vorstand aufgenommen. Die 
Mitgliedschaft beginnt mit dem Zugang 
der schriftlichen Aufnahmebestätigung 
rückwirkend ab dem Zeitpunkt des Auf-
nahmeantrags. Der Antrag kann ohne 
Angabe von Gründen abgelehnt werden. 
Jede ordentliche Mitgliedschaft ist mit 
einer Stimme stimmberechtigt. 

(3) Fördermitglieder werden im Einverneh-
men mit dem geschäftsführenden Vor-
stand auf mündlichen oder schriftlichen 
Antrag hin aufgenommen. Sie haben 
kein Stimmrecht. 

(4) Zu Ehrenmitgliedern können Personen 
ernannt werden, die sich um den Verein 
in besonderem Maße verdient gemacht 
haben. Die Ernennung erfolgt durch den 
geschäftsführenden Vorstand nach Be-
schluss der Mitgliederversammlung. Eh-
renmitglieder haben ein Stimmrecht. 

§5 Erlöschen der Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, 

Verlust der Rechtsfähigkeit, Austritt oder 
Ausschluss. 

(2) Der Austritt eines Mitgliedes ist nur zum 
31.12. des laufenden Kalenderjahres 
möglich und muss spätestens bis zum 
30.09. des laufenden Kalenderjahres in 
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Textform gegenüber dem Vorstand er-
folgen. 

(3) Durch Beschluss des geschäftsführen-
den Vorstands kann ein Mitglied aus 
dem Verein ausgeschlossen werden. 
Der Ausschluss aus dem Verein ist zu-
lässig, wenn  

a) das Verhalten des Mitglieds in gro-
ber Weise gegen die Interessen des 
Vereins verstößt oder sonst ein 
wichtiger Grund gegeben ist, oder 

b) das Mitglied auf Mahnung hin, unter 
Hinweis auf den drohenden Aus-
schluss, seinen Jahresbeitrag nicht 
binnen einer Frist von 2 Monaten 
seit der Mahnung entrichtet hat. 

(4) Vor dem Ausspruch des Ausschlusses 
gem. Ziffer 3a muss dem Mitglied Gele-
genheit gegeben werden, sich zu den 
Vorhaltungen zu äußern. Der Aus-
schluss tritt mit der Übersendung der 
Mitteilung an die dem Verein letztbe-
kannte Anschrift des Mitglieds in Kraft. 
Ein Widerspruch des ausgeschlossenen 
Mitglieds gegen den Ausschluss muss 
innerhalb 4 Wochen nach Übersendung 
der Mitteilung mit eingeschriebenem 
Brief erklärt und begründet werden. Bei 
rechtzeitigem Eingang des Wider-
spruchs entscheidet die nächste Mitglie-
derversammlung. Bis zur Entscheidung 
ruhen alle Rechte und Pflichten aus der 
Mitgliedschaft. 

§6 Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 

(1) Alle Mitglieder haben das Recht, an den 
Mitgliederversammlungen teilzunehmen 
und sich am zweckorientierten Angebot 
des Vereins zu beteiligen. Alle ordentli-
chen Mitglieder haben das Recht Anträ-
ge zu stellen und ihr Stimmrecht wahr-
zunehmen. Eine Übertragung von Rech-
ten ist nicht zulässig. 

(2) Die ordentlichen Mitglieder entrichten 
den Jahresbeitrag am Anfang des Jah-
res an die Vereinskasse, spätestens 
zum 31.3. des laufenden Kalenderjah-
res. Die Beitragshöhe sowie Bei-
tragsermäßigungen werden von der Mit-
gliederversammlung beschlossen, alles 
weitere regelt die Beitragsordnung. En-
det die Mitgliedschaft während des Jah-
res, werden Beitragsanteile nicht erstat-
tet. 

(3) Fördermitglieder verpflichten sich zu 
einer finanziellen und ideellen Unterstüt-
zung des Vereins. Die regelmäßige fi-
nanzielle Zuwendung soll den Jahres-
beitrag der ordentlichen Mitglieder über-
steigen. 

(4) Ehrenmitglieder besitzen die Rechte von 
ordentlichen Mitgliedern. Sie sind von 
der Beitragszahlung befreit. 

§7 Organe des Vereins 
(1) Organe des Vereins sind  

a) die Mitgliederversammlung 

b) der Bundesvorstand 

(2) Der Bundesvorstand setzt sich zusam-
men aus 

a) dem geschäftsführenden Vorstand, 
bestehend aus 

1. der/dem 1. Vorsitzenden 

2. der/dem 2. Vorsitzenden 

3. der/dem Schatzmeister*in 

4. der/dem Schriftführer*in 

b) dem erweiterten Vorstand, beste-
hend aus bis zu zehn Beisitzenden 
für bestimmte Aufgaben, wobei ei-
ne*r die/der Delegierte*r der Lan-
desgruppen ist. 

(3) Gliederungen des Vereins sind  

a) die Landesgruppen  

b) die örtlichen Selbsthilfegruppen. 

§8 Mitgliederversammlung 
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung 

findet jährlich im 1. Halbjahr des Kalen-
derjahres statt.  
Die Mitgliederversammlung kann als 
Präsenzversammlung oder als virtuelle 
Mitgliederversammlung abgehalten wer-
den. Die virtuelle Mitgliederversammlung 
erfolgt durch Einwahl aller teilnehmen-
den Mitglieder in eine Online-
Videokonferenz. Eine Kombination von 
Präsenzversammlung und virtueller Mit-
gliederversammlung ist möglich, indem 
den Mitgliedern die Möglichkeit eröffnet 
wird, an der Präsenzversammlung mit-
tels Online-Videokonferenz teilzuneh-
men. Der Vorstand entscheidet über die 
Form der Mitgliederversammlung und 
teilt dies in der Einladung zur Mitglieder-
versammlung mit.  
Sie wird vom Vorstand unter Angabe 
von Form, Ort, Zeit und Tagesordnung 
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in Textform und/oder durch Veröffentli-
chung in der Vereinszeitschrift spätes-
tens vier Wochen vor dem Termin einbe-
rufen. Die Vereinszeitung, die eine An-
kündigung oder Einberufung der Mitglie-
derversammlung enthält, ist den Mitglie-
dern zuzuschicken. Sie gilt dem Mitglied 
als zugegangen, wenn sie an die letzte 
vom Mitglied dem Verein in Textform 
(per Brief, Fax oder E-Mail) bekanntge-
gebene Adresse gerichtet ist. 

(2) Die Leitung der Mitgliederversammlung 
obliegt der/dem 1. Vorsitzenden, er-
satzweise der/dem 2. Vorsitzenden. 

(3) Über jede Mitgliederversammlung ist ein 
Protokoll zu führen, das von der/dem lei-
tenden Vorsitzenden und der/dem Pro-
tokollführenden zu unterzeichnen ist. 

(4) Regelmäßige Punkte der Beratung und 
Beschlussfassung der ordentlichen Mit-
gliederversammlung sind: 

a) der Jahresbericht des Vorstandes 

b) der Rechnungsbericht der/des 
Schatzmeister*in und der Bericht 
der Kassenprüfer*innen 

c) die Entlastung des Vorstandes 

d) die Neuwahl von Vorstandsmitglie-
dern, soweit erforderlich 

e) die Wahl von zwei Kassenprü-
fern*innen, die nicht der Vorstand-
schaft angehören dürfen 

f) die Festlegung des Jahresbeitrags. 

(5) Die Mitgliederversammlung beschließt 
über Anträge mit einfacher Stimmen-
mehrheit der anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
ist der Antrag abgelehnt. 

(6) Über eine Satzungsänderung kann nur 
nach vorangegangener schriftlicher An-
kündigung in der Einladung zur Mitglie-
derversammlung beschlossen werden. 
Der vorgesehene neue Satzungstext 
(möglichst auch der bisherige Sat-
zungstext) ist der Einladung zur Mitglie-
derversammlung beizufügen. Die Sat-
zungsänderung bedarf der Zustimmung 
einer zwei Drittel Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder. 

(7) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, 
Gerichts- und Finanzbehörden aus for-
malen Gründen verlangt werden, kann 
der geschäftsführende Vorstand von sich 
aus vornehmen. 

(8) Eine außerordentliche Mitgliederver-
sammlung kann vom geschäftsführen-
den Vorstand einberufen werden. Für 
die Einberufung gilt die Frist des Absatz 
1. Die außerordentliche Mitgliederver-
sammlung ist auch einzuberufen, wenn 
ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich 
beim geschäftsführenden Vorstand unter 
Angabe des Grundes verlangt. 

§9 Vorstand 
(1) Vorstand des Vereins im Sinne des § 26 

BGB ist der geschäftsführende Vor-
stand. 

(2) Der Bundesvorstand wird von der Mit-
gliederversammlung für drei Jahre ge-
wählt und bleibt bis zur Neuwahl im Amt. 
Die Wahl ist auf Antrag geheim durchzu-
führen. Die Wiederwahl von Vorstands-
mitgliedern ist zulässig. 

(3) Der lt. Verschmelzungsvertrag bestellte 
Vorstand bleibt bis zur Neuwahl gem. 
Abs.2 im Folgejahr der Gründung im 
Amt. Danach beträgt die Amtszeit drei 
Jahre. 

(4) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig 
aus, wählt der geschäftsführende Vor-
stand ein Ersatzmitglied für den Rest der 
Amtszeit, längstens jedoch für die restli-
che Zeit bis zur nächsten Mitgliederver-
sammlung. 

§10 Geschäftsbereich des Vor-
stands 

(1) Die Mitglieder des geschäftsführenden 
Vorstands vertreten den Verein. 

(2) Je zwei Mitglieder des geschäftsführen-
den Vorstands vertreten den Verein. 
Sollten zwei Mitglieder des geschäfts-
führenden Vorstands miteinander ver-
wandt oder verschwägert sein, verheira-
tet oder in einer eheähnlichen Bezie-
hung leben, ist für den Abschluss von 
Rechtsgeschäften oder die Abgabe von 
Willenserklärungen die Zustimmung ei-
nes dritten Mitglieds des geschäftsfüh-
renden Vorstands erforderlich. 

(3) Dem geschäftsführenden Vorstand ob-
liegt die Geschäftsführung. Die Führung 
der laufenden Geschäfte kann einer Ge-
schäftsführung übertragen werden. Die-
se nimmt an den Vorstandssitzungen 
beratend, ohne Stimm- und Antragsrecht 
teil. Ihre Befugnisse sind durch eine vom 
Vorstand zu erlassende Dienstanwei-
sung festzulegen. 
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(4) Der geschäftsführende Vorstand verwal-
tet das Vereinsvermögen. Die Ge-
schäftsordnung legt den Wert fest, ab 
dem ein Rechtsgeschäft nur mit Be-
schluss des geschäftsführenden Vor-
standes abgeschlossen werden darf. 

(5) Der Bundesvorstand stellt eine Ge-
schäftsordnung auf. 

(6) Sitzungen des Bundesvorstandes finden 
bei Bedarf statt oder wenn zwei Mitglie-
der des Bundesvorstandes es beantra-
gen. Die Einladung erfolgt durch eine*n 
der Vorsitzenden. Im Falle der schriftli-
chen Einladung ist eine Ladungsfrist von 
vierzehn Tagen einzuhalten und der Ein-
ladung die Tagesordnung beizufügen. 

(7) Der Bundesvorstand ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte der Vor-
standsmitglieder anwesend ist, unter 
ihnen eine*r der Vorsitzenden. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der/des verhandlungsleitenden 
Vorsitzenden. 

(8) Der geschäftsführende Vorstand ist be-
schlussfähig, wenn zwei Mitglieder an-
wesend sind. 

(9) Die/der Delegierte der Landesgruppen 
vertritt die Landesgruppen im Vorstand. 

§11 Wissenschaftlicher Beirat 
und Therapeutisch-
Pädagogischer Beirat 

(1) Der Verband hat zwei Beiräte, einen 
wissenschaftlichen und einen therapeu-
tisch-pädagogischen Beirat. Beide Bei-
räte beraten den Vorstand. Die Mitglie-
der werden vom geschäftsführenden 
Vorstand für die Dauer von drei Jahren 
berufen. Sie können an Vorstandssit-
zungen beratend teilnehmen. 

(2) Sitzungen der beiden Beiräte werden 
vom geschäftsführenden Vorstand ein-
berufen und geleitet. 

§12 Landesgruppen 
(1) Der Verein kann sich in rechtlich un-

selbstständige Landesgruppen unter-
gliedern. 

(2) Über die Errichtung von Landesgruppen 
befindet der Bundesvorstand. 

(3) Die jeweiligen Landesgruppen können 
auf einer Landesgruppenleitungsver-
sammlung eine*n Delegierte*n wählen 
und haben das Recht, diese*n der Mit-

gliederversammlung bei Vorstandswah-
len als Beisitzer*in vorzuschlagen. 

(4) Näheres zu den Landesgruppen regelt 
eine Landesgruppenordnung (LGO), die 
vom Bundesvorstand aufzustellen ist. 

§13 Örtliche Selbsthilfegruppen 
(1) Der Verein fördert und unterstützt die 

Bildung und Unterhaltung von rechtlich 
unselbständigen Selbsthilfegruppen 
(Regionalgruppen) in Städten und Ge-
meinden. 

(2) Selbsthilfegruppenleitungen und ihre 
Stellvertreter*innen werden vom ge-
schäftsführenden Vorstand bestätigt. Die 
Selbsthilfegruppenleitungen und ihre 
Stellvertreter*innen arbeiten ehrenamt-
lich. 

(3) Die Selbsthilfegruppen können die An-
zahl Hilfe suchender Teilnehmenden 
nicht begrenzen. Die Wahl der Selbsthil-
fegruppen ist frei. 

§14 Auflösung des Vereins 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur von 

einer zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung beschlossen 
werden. Hierzu bedarf es einer Mehrheit 
von drei Vierteln der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder. 

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das Vermögen an die „BAG Selbsthilfe 
e.V.“, die es unmittelbar und ausschließ-
lich für steuerbegünstigte Zwecke zu 
verwenden hat. 

§15  
[entfallen] 

 

§16 Inkrafttreten 
(1) Diese Satzung tritt mit dem Tag des Ein-

trags des Vereins in das Vereinsregister 
in Kraft. 
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